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Schweizer Recht – Internationales Recht

Die Schweiz und europäische Organisationen –  
eine Erfolgsgeschichte

Von Matthias Oesch, Professor für Öffentliches Recht, 

Europarecht und Wirtschaftsvölkerrecht  

an der Universität Zürich

Einleitung

Die Aussenpolitik der Schweiz beruhte nach 
dem Zweiten Weltkrieg auf den Pfeilern der 
Souveränität, der Unabhängigkeit, der Neu-
tralität und der handelspolitischen Autono-
mie. Die schweizerische Exportwirtschaft 
profitierte von bilateralen Handelsabkom-
men mit einer Vielzahl von Staaten und von 
einer starken Auslandnachfrage im Rah-
men des europäischen Wiederaufbaus. Die 
kriegsunversehrte Schweiz war bestens auf-
gestellt, ihren Wohlstand zu mehren. Das 
Agrarrecht war auf die Unterstützung des 
Bauernstandes ausgerichtet und bot massi-
ven Grenzschutz.

Vor diesem Hintergrund erstaunt es 
nicht, dass die Schweiz bemüht war, sich 
auch auf dem europäischen Kontinent nur 
selektiv völkerrechtlich zu binden. Die 
Schweiz fungierte 1948 zwar als Gründungs-
mitglied der Organisation für Europäische 
Wirtschaftliche Zusammenarbeit (OEEC). 

«Die Schweiz bewahrte 
zum zentralen Projekt der 

europäischen Friedenssicherung 
eine innere Distanz.»

Eine Teilnahme am europäischen Integra-
tionsprozess im Rahmen der Europäischen 
Gemeinschaften kam aber nicht in Frage. 
Die Schweiz bewahrte zum zentralen Pro-
jekt der europäischen Friedenssicherung 
eine innere Distanz. Stattdessen fungierte 
sie 1960 als Gründungsmitglied der Euro-
päischen Freihandelsassoziation (EFTA); sie 
erblickte darin eine willkommene Gelegen-
heit, Freihandel, Agrarprotektionismus und 
nationale Souveränität zu vereinen. Dem Eu-
roparat trat die Schweiz 1963 bei; seit 1974 
ist sie auch Vertragspartei der Europäischen 
Konvention zum Schutz der Menschenrechte 
und Grundfreiheiten (EMRK). 1972 wurde 
das Freihandelsabkommen mit der Europä-

ischen Wirtschaftsgemeinschaft (EWG) ab-
geschlossen. 1975 trat die Schweiz als Grün-
dungsmitglied der Konferenz für Sicherheit 
und Zusammenarbeit in Europa (KSZE) bei. 
1992 verwarfen Volk und Stände den Beitritt 
zum Europäischen Wirtschaftsraum (EWR). 
Nach diesem defining moment der jüngeren 
schweizerischen Europapolitik verfolgte die 
Schweiz weiterhin eine Politik des pragma-
tischen Bilateralismus und konzentrierte 
sich auf kurzfristig realisierbare, sektorielle 
Verhandlungen. 1999 und 2004 wurden die 
Pakete der Bilateralen I und II abgeschlossen.

Heute ist die Schweiz in ein dichtes Netz 
europäischer Regelwerke und Organisatio-
nen eingebunden. Sie agiert weltoffen und 
völkerrechtsfreundlich. Als exportabhän-
giger, machtpolitisch verletzlicher Klein-
staat ist die Schweiz auf Stabilität und die 
Vorherrschaft des Rechts angewiesen. Sie 
hat ihr ganz eigenes Modell europäischer 
Kooperation und Integration entwickelt; 
unzweifelhaft ein Erfolgsmodell!

OEEC/OECD

Die OEEC wurde 1948 gegründet, um die 
Verteilung der amerikanischen Wirtschafts-
hilfe für Europa zu koordinieren («Mar-
shallplan»). Sie war instrumental für die 
Vertiefung der Zusammenarbeit auf dem 
kriegsversehrten Kontinent. Sie engagierte 
sich für den Abbau von Handelsschranken 
und die freie Konvertibilität der Währun-
gen. 1961 wurde die OEEC in Organisation 
für wirtschaftliche Zusammenarbeit und 
Entwicklung (OECD) umgetauft. Seither be-
tätigt sie sich umfassend auf dem Gebiet der 
Wirtschafts- und Sozialpolitik. Bedeutsam 
sind insbesondere auch nichtverbindliche, 
faktisch aber massstabsetzende Empfehlun-
gen etwa im Bereich des Steuerrechts. Heute 
zählt die OECD 34 Mitgliedstaaten über Eu-
ropa hinaus.

Die Schweiz beteiligt sich als Grün-
dungsmitglied seit Anbeginn aktiv in der 
OEEC/OECD, wobei sie ihre Teilnahme an 
der OEEC an die Beachtung gewisser Vor-
behalte knüpfte (Beachtung der Neutralität 
und der handelspolitischen Autonomie; 
keine Verbindlichkeit von Entscheidungen 
ohne Zustimmung der Schweiz).

Europarat/EMRK

Zehn westeuropäische Staaten gründeten 
1949 den Europarat und damit die erste 
Organisation im Nachkriegseuropa, welche 
sich auch mit politischen Fragen beschäftig-
te. Der Europarat entwickelte sich rasch zu 
einem zentralen Forum des Austauschs und 
der Förderung gemeinsamer Interessen, 
wenngleich sich die Idee, damit den Grund-
stein für die Schaffung eines europäischen 
Bundesstaates zu legen, als utopisch erwies. 
Die Mitglieder bekennen sich zu den Grund-
werten der Demokratie, der Vorherrschaft 
des Rechts und der Wahrung der Menschen-
rechte. Zentraler Bestandteil der Mitglied-
schaft ist die Verpflichtung, die EMRK zu 
beachten. Der Europäische Gerichtshof für 
Menschenrechte (EGMR) wacht letztins-
tanzlich über die Einhaltung der EMRK. 
Seine Rechtsprechung wird wesentlich 
vom Leitgedanken geprägt, die EMRK als 
«living instrument» zu begreifen und die 
geschützten Rechte dynamisch mit Blick auf 
sich wandelnde wirtschaftliche und soziale 
Verhältnisse und Bedrohungslagen auszu-
legen. Trotz gelegentlicher Kritik an einzel-
nen Urteilen erfreut sich das Schutzsystem 
der EMRK zu Recht einer hohen Akzeptanz 
und Wertschätzung. Die EMRK hat sich zu 
einem Kernelement des zeitgenössischen 
europäischen Verfassungsrechts entwickelt. 
Die Wahl Strassburgs als Sitz des Europa-
rats und des EGMR war ein symbolträch-
tiges Zeichen der Aussöhnung zwischen 
Frankreich und Deutschland. Heute umfasst 
der Europarat 47 europäische Staaten.

Für die Schweiz stand eine Teilnahme im 
Europarat als Gründungsmitglied primär 
aus neutralitätspolitischen Erwägungen 
nicht zur Diskussion. Sie trat dem Europa-
rat erst 1963 bei, nachdem die wirtschaft-
liche Spaltung Westeuropas (EWG, EFTA) 
Realität geworden war. Seither bildet der 
Europarat als europäische «Basisorgani-
sation» auch für die Schweiz eine wichtige 
Plattform, um bei der paneuropäischen 
Weiterentwicklung in den vom Europarat 
abgedeckten Politikbereichen aktiv mitzu-
wirken. 1974 trat die Schweiz der EMRK bei, 
nachdem sie im Hinblick auf diesen Schritt 
diverse Rechtsänderungen vorgenommen 
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hatte (u. a. Stimm- und Wahlrecht für Frau-
en auf Bundesebene, Aufhebung des Je
suiten- und Klösterneugründungsverbots). 
Seither hat die EMRK die Weiterentwick-
lung des schweizerischen Rechts wesentlich 
beeinflusst. Der Grundrechtekatalog der 
Bundesverfassung von 1999 beruht auf der 
EMRK. Im Geltungsbereich der EMRK übt 
das Bundesgericht verfassungsgerichtliche 
Funktionen aus.

«Die EMRK hat sich 
zu einem Kernelement des 

zeitgenössischen europäischen 
Verfassungsrechts entwickelt.»

Problematisch sind angenommene 
Volksinitiativen, welche mit der EMRK 
punktuell im Widerspruch stehen. Dazu 
gehören etwa die Volksinitiativen «Gegen 
den Bau von Minaretten» (2009) und «Für 
die Ausschaffung krimineller Ausländer» 
(2010). Die schweizerischen Behörden stre-
ben auch in solchen spannungsgeladenen 
Fällen jeweils zu Recht eine EMRK-verein-
bare Umsetzung und Anwendung an. Daran 
wird sich mutmasslich auch bei einer allfäl-
ligen Annahme der Selbstbestimmungsini-
tiative nichts ändern.

EFTA

1960 gründeten die Schweiz und sechs wei-
tere europäische Staaten die Europäische 
Freihandelsassoziation (EFTA). In der Fol-
ge kamen weitere Staaten dazu; umgekehrt 
kündigten Staaten ihre Mitgliedschaft und 
traten der EU bei. Heute sind Island, Liech-
tenstein, Norwegen und die Schweiz EF-
TA-Mitglieder.

Mit der Schaffung der EFTA wurde eine 
Freihandelszone errichtet. Mit Blick auf die 
geografische Zersplitterung und die Klein-
heit der Märkte sind die Auswirkungen der 
EFTA diesbezüglich allerdings begrenzt ge-
blieben. Des Weiteren hat sich die EFTA als 
Plattform für Verhandlungen von Freihan-
delsabkommen mit Drittstaaten auf der 
ganzen Welt etabliert. In den letzten Jahren 
ist es für die EFTA-Mitglieder zunehmend 
schwieriger geworden, ihre Interessen zu 
bündeln und eine gemeinsame Verhand-
lungsstrategie zu definieren. Aus diesem 

Grund handelt die Schweiz vermehrt allein 
Freihandelsabkommen aus.

KSZE/OSZE

Als erste gesamteuropäische Organisation 
hat sich 1975 die KSZE etabliert. West- und 
osteuropäische Staaten sowie die Vereinig-
ten Staaten und Kanada verpflichteten sich 
zur friedlichen Beilegung von Konflikten 
und zur Förderung vertrauensbildender 
Massnahmen. Auch neutralen und block-
freien Staaten war es möglich, sich aktiv zu 
beteiligen. Höhepunkte waren der Vertrag 
über konventionelle Streitkräfte in Europa 
(KSE-Vertrag), den die damaligen Mitglied-
staaten der NATO und des Warschauer Pakts 
1990 unterzeichneten, sowie die Charta von 
Paris für ein neues Europa von 1990, welche 
als formelle Beilegung des Kalten Krieges 
gilt. 1994 wurde die KSZE in Organisation 
für Sicherheit und Zusammenarbeit in Eu-
ropa (OSZE) umbenannt und institutionell 
neu aufgestellt. Mittlerweile erstreckt sich 
der Aufgabenbereich der OSZE auf sicher-
heitsrelevante Fragen in einem umfassenden 
Sinn (inkl. Krisenmanagement und Schutz 
der Menschenrechte, der Demokratie und 
der Rechtsstaatlichkeit). Zurzeit umfasst 
die OSZE 57 Teilnehmerstaaten aus Europa, 
Nordamerika und Asien.

«Die Schweiz war 
Gründungsmitglied der KSZE.»

Die Schweiz war Gründungsmitglied der 
KSZE. 2014 hatte sie den Vorsitz der OSZE 
inne und koordinierte die Vermittlungen 
zwischen der Ukraine und Russland wäh-
rend der Krimkrise. Der Schweizer Thomas 
Greminger ist seit 2017 Generalsekretär der 
OSZE.

Schweiz-EU

Die Schweiz verfügt über ein dichtes Netz 
von bilateralen Abkommen mit der EU. Pa-
rallel dazu verfolgt sie seit 1988 konsequent 
eine Politik des autonomen Nachvollzugs. 
Die Doppelstrategie der völkerrechtlichen 
Anbindung und selbstgewählten Anpassung 
führt zu einer weitgehenden Integration in 
das Recht der EU, womit sich die Schweiz 
gleichsam in der Rolle eines «zugewandten 
Ortes» wiederfindet.

Bilaterale Abkommen
Das bilaterale Vertragsnetz zwischen der 
Schweiz und der EU umfasst rund zwanzig 
Hauptabkommen und über hundert weni-
ger bekannte gegenseitige Abmachungen in 
der Form von Sekundärabkommen. Diese 
Abkommen sind als Antwort auf konkrete 
Bedürfnisse und im Rahmen sich öffnender 
windows of opportunities entstanden und bil-
den kein umfassendes und kohärentes Sys-
tem.

Ausgangspunkt und Grundlage der bila-
teralen Beziehungen bildet das Freihandels-
abkommen von 1972. Langwierige Verhand-
lungen führten 1989 zur Unterzeichnung 
des Abkommens betreffend die Direkt-
versicherung mit Ausnahme der Lebens-
versicherung. 1999 wurden die Bilatera-
len I abgeschlossen. Dazu gehören sieben 
Abkommen, welche – mit Ausnahme des 
Forschungsabkommens – primär Marktzu-
gangsfragen regeln: Personenfreizügigkeit, 
technische Handelshemmnisse, öffentliches 
Beschaffungswesen, landwirtschaftliche 
Erzeugnisse, Luftverkehr, Güter- und Perso-
nenverkehr auf Schiene und Strasse. Die Bi-
lateralen I sind durch eine Guillotine-Klau-
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sel verbunden; damit wurde dem Begehren 
der EU entsprochen, ein ausgewogenes Ge-
samtergebnis zu erzielen. Weitere Verhand-
lungen primär über leftovers, für welche im 
Rahmen der Bilateralen I keine Einigung 
erzielt werden konnte, führten 2004 zur Un-
terzeichnung der Bilateralen II. Dieses Paket 
umfasst neun Abkommen, welche über den 
hauptsächlich wirtschaftlichen Rahmen der 
Bilateralen I hinausgehen und neue Bereiche 
auch der politischen und wissenschaftli-
chen Zusammenarbeit betreffen: Schengen 
und Dublin, Zinsbesteuerung, Betrugsbe-
kämpfung, Nichtbesteuerung von in der 
Schweiz wohnhaften pensionierten EU-Be-
amten, landwirtschaftliche Verarbeitungs-
erzeugnisse, Statistik, Teilnahme an der 
Europäischen Umweltagentur und an den 
EU-Programmen im Bereich Film und Bil-
dung. In der Folge wurden nur noch punk-
tuell weitere Abkommen abgeschlossen; 
dazu gehören Abkommen im Bereich der 
Zollerleichterung und des automatischen 
Informationsaustausches in Steuersachen. 
Diverse Abkommen regeln dabei auch die 
Beteiligung der Schweiz an Agenturen und 
sonstigen Einrichtungen der EU. Auf diese 
Weise erhält die Schweiz Zugang zu den ein-
schlägigen Gremien und Netzwerken und 

wirkt im europäischen Verwaltungsverbund 
mitgliedschaftsähnlich mit.

Der Acquis Schweiz-EU stellt ein auffäl-
lig unübersichtliches und wenig systema-
tisch aufgebautes Gesamtkunstwerk dar. 
Dazu gehört, dass der bilaterale Acquis 
Schweiz-EU keinen allgemeingültigen ins-
titutionellen Rahmen kennt. Jedes Abkom-
men enthält ein eigenes Set an Regeln für 
die Durchführung, die Überwachung und 
den Rechtsschutz. Die Parteien stellen das 
ordnungsgemässe Funktionieren der Ab-
kommen selbst sicher (Zweisäulenprinzip). 
Seit 2008 verlangt die EU von der Schweiz, 
Hand zur Schaffung eines institutionellen 
Abkommens zu bieten, um die nötige Ho-
mogenität der Rechtsanwendung und -ent-
wicklung der Marktzugangsabkommen, die 
auf EU-Recht beruhen, sicherzustellen. Sie 
macht den Abschluss weiterer Abkommen 
vom Abschluss eines institutionellen Ab-
kommens abhängig. Seit 2014 wird verhan-
delt. Ein gemeinsamer institutioneller Rah-
men wird letztlich zum Preis gehören, den 
die Schweiz dafür bezahlt, sektoriell mit-
gliedstaatsähnlich am unionalen Binnen-
markt teilzuhaben, ohne die gemeinsamen 
Regeln des Clubs vollumfänglich akzeptie-
ren zu müssen.

«Ein gemeinsamer 
institutioneller Rahmen wird 
letztlich zum Preis gehören, 

den die Schweiz dafür bezahlt, 
sektoriell mitgliedstaatsähnlich 

am unionalen Binnenmarkt 
teilzuhaben.»

Der bilaterale Weg wurde 2014 mit 
der Annahme der Volksinitiative «Gegen 
Masseneinwanderung» grundlegend in 
Frage gestellt. Das Parlament achtete bei 
der Umsetzung allerdings darauf, das Frei-
zügigkeitsabkommen nicht zu verletzen 
(Inländervorrang light). Bedauerlicherwei-
se wurde die Volksinitiative «Raus aus der 
Sackgasse», welche die Streichung der neu 
eingeführten Verfassungsbestimmungen 
verlangte, wieder zurückgezogen, womit die 
Chance vertan wurde, nochmals über die 
Masseneinwanderungsinitiative zu befin-
den. Bei einer Annahme der Selbstbestim-
mungsinitiative könnte eine «souveräni-
tätszentrierte» Lesart des Initiativtexts zur 

Bundespräsident Pierre Graber unterzeichnet 1975 in Helsinki die KSZE-Schlussakte, neben ihm Olof Palme.� Foto: STR
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Kündigung des Freizügigkeitsabkommens 
führen; aufgrund der Guillotine-Klausel 
würden diesfalls auch die anderen Ab-
kommen der Bilateralen I dahinfallen. Be-
grüssenswerte Klarheit wird in Bezug auf 
das Freizügigkeitsabkommen die Volksin-
itiative «Für eine massvolle Zuwanderung 
(Begrenzungsinitiative)» schaffen, welche 
ausdrücklich die Kündigung dieses Abkom-
mens verlangt.

Autonomer Nachvollzug
Die Schweiz verfolgt seit 1988 eine Politik 
des autonomen Nachvollzugs bzw. – syno-
nym verstanden – der Europaverträglich-
keit. Neue Gesetze und Verordnungen wie 
auch die Änderung von bestehenden Erlas-
sen auf Bundesebene werden systematisch 
auf ihre Europakompatibilität hin über-
prüft. Damit wird eine doppelte Zielsetzung 
verfolgt: Zum einen sollen auf diese Weise 
die wirtschaftlichen Nachteile, welche sich 
aus der Nichtmitgliedschaft der Schweiz 
im EWR ergeben, minimiert und die Wett-
bewerbsfähigkeit der hiesigen Wirtschaft 
gestärkt werden. Zum anderen bildet eine 
möglichst europakompatible Ausgestaltung 
des schweizerischen Rechts die Grundlage, 
um für alle integrationspolitischen Optio-
nen gewappnet zu sein, d. h. – wie der Bun-
desrat 1993 ausführte – für «einen mögli-
chen (späteren) EWR- oder EG-Beitritt ohne 
unüberwindbare Hürden oder allenfalls 
eine auf bilaterale Abkommen beschränkte 
Alternative» (BBl 1993 I 805, 810). Abwei-
chungen von europarechtlichen Vorbilder-
regelungen bleiben zwar selbstredend mög-
lich. Helvetische Sonderlösungen bedürfen 

aber einer sachlichen Begründung. Sie sol-
len dort bewusst und konsequent gewählt 
werden, wo eine Abweichung den eigenen 
Interessen dient. Studien schätzen, dass 
rund 30–50 % des gesamten Bundesrechts 
vom EU-Recht beeinflusst werden.

«Die Schweiz teilt politisch, 
gesellschaftlich, kulturell und 

wissenschaftlich mit den umlie-
genden Staaten gemeinsame 

Grundwerte.»

Epilog

Die Schweiz teilt politisch, gesellschaftlich, 
kulturell und wissenschaftlich mit den um-
liegenden Staaten gemeinsame Grundwerte. 
Es lohnt sich, für die Förderung und Durch-
setzung dieser Werte einzustehen und die 
nötigen institutionellen Vorkehren zu tref-
fen. Auch wirtschaftlich ist die Schweiz mit 
dem Ausland aufs Engste verflochten. Sie 
ist auf offene Märkte angewiesen. Dies gilt 
insbesondere gegenüber den Nachbarstaa-
ten und -regionen; so ist das Handelsvolu-
men der Schweiz mit Baden-Württemberg 
und Bayern zusammen grösser als dasjeni-
ge mit China. Auch hier lohnt es sich, enge 
Beziehungen zu pflegen, den Marktzugang 
rechtlich abzusichern, punktuell EU-Recht 
zu übernehmen und damit auf die Vorherr-
schaft des Rechts zu bauen.

Der Wandel des Völkerrechts von ei-
nem Recht der Koexistenz und Kooperation 
hin zu einem Recht der Integration bringt 

es mit sich, dass das innerstaatliche Recht 
zunehmend überlagert wird und an Ge-
staltungsmacht verliert. Die Politikräume 
fallen nur noch begrenzt mit den Staats-
grenzen zusammen. Diese Entwicklungen 
beruhen weitgehend auf bewussten staatli-
chen Grundentscheidungen und erlauben 
es auch der Schweiz, von den Segnungen 
der Globalisierung und Europäisierung 
zu profitieren. Das System muss folglich 
auch in der Lage sein, diese Spannungen 

auszuhalten. Die Selbstbestimmungsini-
tiative würde keine Abhilfe schaffen. Sie 
gaukelt einfache Lösungen vor für komple-
xe Herausforderungen, die allein mit den 
neu vorgeschlagenen Verfassungsnormen 
nicht gemeistert werden können. Sie würde 
den Stellenwert des Völkerrechts unnötig 
schwächen und gegenüber der internatio-
nalen Gemeinschaft ein wenig schmeichel-
haftes Signal aussenden. Bundesrat, Parla-
ment und Bundesgericht haben bewiesen, 
dass sie in der Lage sind, das Verhältnis von 
Völkerrecht und Landesrecht auf der Basis 
der geltenden Verfassung kontextbezogen 
auszutarieren und praktikable Lösungen zu 
finden. Es gibt keine Anzeichen dafür, dass 
die Behörden in Zukunft dieser Aufgabe 
nicht mehr gewachsen sein werden.

Schweizer Recht – Internationales Recht

«Die Selbstbestimmungs
initiative gaukelt einfache 
Lösungen für komplexe 

Herausforderungen vor.»


